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Nicht geimpft = 
Schulbetretungsverbot? 
Nein, sagte das Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig mit Urteil vom 22. März 2012 
(BVerwG 3 C 16.11) und bestätigte die Ent-
scheidung des Oberverwaltungsgerichts Lü-
neburg vom 3. Februar 2011 (OVG 13 LC 
198/08).

Damit setzen die Gerichte den Auslegungen 
des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) durch 
die Gesundheitsbehörden Grenzen. Bisher 
wurde Kindern und Jugendlichen (und dem 
Personal) in Kindergärten und Schulen beim 
dortigen Auftreten z. B. eines Masernfalles 
für eine gewisse Zeit verboten, die Einrich-
tung zu betreten, weil sie nicht geimpft wa-
ren, die entsprechende Krankheit noch nicht 
durchgemacht hatten und daher als anstek-
kungsverdächtig galten. Das reicht jetzt al-
lein als Grund nicht mehr aus.

Doch fangen wir am Anfang an.
Am 29. Mai 2007 war den Gesundheitsbe-
hörden eine Masernerkrankung bei einem 
Schüler einer Grundschule bekannt gewor-
den. Sie ergriffen Maßnahmen im Rahmen 
des IfSG, um die weitere Verbreitung der 
Masern zu verhindern. Diese betrafen auch 
die benachbarte Gesamtschule, da gemein-
sam die Bibliothek, Spielmöglichkeiten und 
die Bushaltestelle benutzt wurden und ein 
Kochkurs der Gesamtschule in den Räumen 
der Grundschule stattfand. Nach Kontrolle 
der Impfausweise wurde allen nicht oder nur 
einmal geimpften eine sofortige Masern-
impfung angeboten, da sie als ansteckungs-
verdächtig angesehen wurden. Andernfalls 
wurde ein Schulbetretungsverbot verhängt. 
Davon waren dann neun Schüler betroffen.

Die Mutter eines Schülers beschritt den 
Rechtsweg und beantragte unmittelbar beim 

Gericht vorläufigen Rechtsschutz, um eine 
sofortige Aufhebung des Verbots zu errei-
chen. Dies wurde abgelehnt, da sie keine aus-
reichenden Gründe vorbringen konnte. Dar-
auf reichte sie Klage beim Verwaltungsge-
richt Hannover auf Feststellung der Rechts-
widrigkeit des Betretungsverbots ein.

Sonntag abends, 19. Oktober 2008, ca. 23 
Uhr, rief die Mutter bei mir an: „Impfsor-
gentelefon, das klingt, als ob man auch jetzt 
noch anrufen könnte“, so begann unser Kon-
takt (Für Nachahmer: Rufen Sie an, wenn Sie 
in Not sind; falls ich schon schlafe, höre ich 
das Telefonläuten nicht, dann sprechen Sie 
auf den Anrufbeantworter). Sie schilderte 
den Sachverhalt und ich erfuhr, daß am fol-
genden Donnerstag, 23. Oktober, die Ver-
handlung am Verwaltungsgericht stattfin-
den würde. Da dies in Deutschland eine Pre-
miere war, wurden auch die Medien erwar-
tet, und das Gericht „hoffte“, daß die Mutter 
gute Argumente hatte, um eine „schlechte 
Presse“ zu vermeiden. Ich versprach der 
Mutter Unterstützung und versicherte ihr 
meine Bereitschaft, am Gerichtstermin teil-
zunehmen.

So erhielt das Gericht am Tag vor dem Ter-
min eine ausführliche Begründung der Klage 
und die Ankündigung meiner Teilnahme. 
Dabei wurden Aspekte des IfSG aufgegrif-
fen, aber auch Bezug auf das Grundgesetz 
(GG) genommen. Denn aus unserer Sicht 
(mit uns ist der Verein Libertas & Sanitas e.V. 
gemeint) verstoßen Impfungen gegen die 
Grundrechte (u. a. Recht auf körperliche Un-
versehrtheit, Art. 2 GG, und Recht auf un-
gehinderte Information aus allgemein zu-
gänglichen Quellen ohne Zensur, Art. 5 GG). 
Damit wäre auch das IfSG in den Aspekten 
rechtswidrig, wo es auf die Anwendung von 
Impfungen abzielt. Außerdem wurde die 

fehlende Logik der von den Behörden ergrif-
fenen Maßnahmen dargestellt. Dies hatte 
besondere Bedeutung auch deshalb, weil so 
auch andernorts regelmäßig von den Ge-
sundheitsbehörden vorgegangen wurde.

Grundsätzliche Ausführungen sind den Bei-
trägen „Recht und Impfen“, „Verhalten bei 
Kindergarten- und Schulausschluss“ (Rund-
brief August 2011) und „Sind Impfen und 
Demokratie vereinbar?“ (Mai 2010) zu ent-
nehmen (www.libertas-sanitas.de/Aktuel-
les/Rundbriefe). In Kürze wird dort auch die 
vollständige Begründung der Klage nachzu-
lesen sein.

Das Verwaltungsgericht gab der Klage statt, 
das Vorgehen der Behörde war rechtswidrig 
(Verwaltungsgericht Hannover vom 23. Ok-
tober 2008, Az.: A 3697/07).

In den Tagen darauf berichteten die Me-
dien (auch BILD!) über das Urteil („Junge ge-
winnt gegen Gesundheitsbehörden“, „ Maß-
nahmen der Behörde rechtswidrig“).

Eine besondere Beachtung fand das Ur-
teil einige Monate später auf der 1. Natio-
nalen Impfkonferenz in Mainz (5. bis 7. 
März 2009), an der mein Kollege Wolf-
gang Böhm und ich für Libertas & Sani-
tas teilnahmen. Wir waren besonders auf ei-
nen Vortrag von Dr. med. Fabian Feil ge-
spannt („Masernelimination bis 2010“), da 
er Mitarbeiter des Ministeriums für Sozi-
ales, Frauen, Familie und Gesundheit in Nie-
dersachsen ist: Würde er das Urteil erwäh-
nen? Tatsächlich wies er zunächst auf ver-
schiedene Erfolge der Behörden hin, doch 
„dann kam der große Rückschlag“. Er blen-
dete die Zeitungsberichte ein. Es kam zu ei-
nigen lauten Unmutsäußerungen unter den 
Anwesenden (ca. 500 Impfexperten aus der 

Impfen – alles, was Recht ist!? Impfen – der Anfang vom Ende!?
Nach der Wende bei Energien nun die Wende beim Impfen!? 
Spannend: Auch Bundesregierung und Bundesinnen-
ministerium wirken mit!

CHRONOLOGIE
29.05.2007 1. Masernerkrankung

23.10.2008 Urteil des VG Hannover (Az. A 3697/07): Schulbetretungsverbot war 
rechtswidrig.

06.03.2009 1. Nationale Impfkonferenz in Mainz: Dr. Feil weist im Rahmen seines 
Vortrags „Masernelimination“ auf das Urteil hin.

03.02.2011 OVG Lüneburg (Az. 13 LC 198/08) bestätigt Rechtswidrigkeit.

Bundesregierung, Bundesrat und Bundestag müssen sich mit dieser Rechtsprechung 
befassen, da die bisherige Praxis geändert werden muss: aus dem Schulausschluss eines 
einzelnen Jungen wird Bundesinteresse.

22.03.2012 BVerwG Leipzig (Az. C 16.11) bestätigt Rechtswidrigkeit. Der Vertreter des 
Bundesinteresses beim Bundesverwaltungsgericht war beteiligt.

04.06.2012 Bericht im Epidemiologischen Bulletin 22/2012, S. 210 über „Rechtliche 
Voraussetzungen des Schulbetretungsverbots“. 
Im Beitrag „Mumpsausbruch an einer Grundschule in Nürnberg 2011“ wer-
den im selben Bulletin unter „Ausbruchsmanagement“ (S. 208) und in „Tab. 
3“ (S. 209) Maßnahmen beschrieben, die obigen Ausführungen wider-
sprechen.

21.06.2012 Der STIKO am RKI und der Redaktion des Bulletins wird per Brief ein Bei-
trag zur Bedeutung für die Maßnahmen angeboten.

26.06.20 12 Angebot wird von der Redaktion nach „sorgfältiger Prüfl ing“ abgelehnt.

06.09.2012 Brief an die Bundesregierung, alle Bundesministerien, den Bundestags-
präsidenten und die Bundestagsparteien, der über die Rechtsprechung 
informiert und eine Überprüfung Öffentlicher Impfempfehlungen fordert. 
Ansonsten wird eine Verfassungsbeschwerde angekündigt.

Bundesregierung und Ministerien geben den Vorgang ans zuständige Gesundheits-
ministerium weiter. Minister Bahr hat als einziger Adressat nicht geantwortet. Erst nach 
erneutem Anschreiben und telefonischem Nachhaken wurde Ende April 2013 eine Antwort 
„in den nächsten Tagen“ angekündigt.

19.09.2012 Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages behandelt den Brief 
als Petition (Pet 2-17-15-2126-041425).

02.04.2013 Im Epidemiologischen Bulletin 13/2013 erscheinen im RKI-Ratgeber für 
Ärzte „Mumps“ wieder Maßnahmen, die rechtlich und medizinisch nicht 
nachvollziehbar sind.

29.04.2013 Im Epidemiologischen Bulletin 17/2013 erfolgt der Hinweis auf eine Aktua-
lisierung des Mumps-Ratgebers im Internet. Doch auch dort sind die Maß-
nahmen rechtlich und medizinisch unlogisch. Auch fehlt der dringliche Hin-
weis auf das Vorgehen bei der Kontrolle der Impfausweis nach § 1 IfSG.

16.5.2013 3. Nationale Impfkonferenz: Vortrag von Dr. Feil zur „Aktuellen Recht-
sprechung“.

KONSEQUENZEN AUS DEN URTEILEN
Der Ansteckungsverdacht muss durch Ermittlungen bestätigt werden 
(u. a. durch Befragung) und darf nicht nur angenommen werden.

Die Maßnahmen, die im Rahmen des IfSG ergriffen werden, müssen mit 
diesem vereinbar und medizinisch-logisch nachvollziehbar sein.

Die Ermittlung des Impfstatus muss erfolgen, ohne dass die Betroffenen 
sich versammeln und treffen. Wer potentiell Ungeschützte in/vor der 
Schule (Einrichtung) zusammenkommen lässt, verstößt gegen § 1 IfSG, 
dessen Ziel es ist, eine Weiterverbreitung zu verhindern.

Es widerspricht dem Stand des Wissens, bei bisher nicht Geimpften nach 
einer Impfung von einem sofortigen Schutz auszugehen. Von einem 
schon früher einmal Geimpften eine zweite Impfung zu fordern, wenn 
bisher nicht Geimpften nach einer Impfung der Zutritt gewährt wird, ist 
medizinisch nicht nachvollziehbar. 

Wenn unter den Kranken zweimal bzw. einmal Geimpfte sind, ist ein 
Ausschluss nicht Geimpfter nicht begründbar (wie im RKI-Ratgeber für 
Ärzte „Mumps“ empfohlen, obwohl selbst im Ratgeber darauf hinge-
wiesen wird, dass beim größten Ausbruch in USA in den letzten 10 Jahren 
über 60 % der Erkrankten zwei Impfungen erhalten hatten und jüngst 
z. B. bei Mumps in Bayern praktiziert wurde).

Bei allen Maßnahmen sind die Erfahrungen aus der Fachliteratur natür-
lich zu berücksichtigen: wenn (Masern)Ausbrüche selbst bei höchsten 
Durchimpfungsraten auftreten, müssen wir unsere Hypothesen in Frage 
stellen.

Zu beachten sind auf jeden Fall auch andere Rechte, z. B. Grundgesetz 
und Strafrecht. So wird gegebenenfalls das Bundesverfassungsgericht 
zu klären haben, ob angesichts des ungeklärten Nutzen-Risiko-Wissens 
öffentliche Impfempfehlungen mit den Grundrechten vereinbar sind.

IMPFEN UND RECHT
Wie der Schulausschluss eines einzelnen Kindes Staatsinteresse wird.
Die Rechnung „Nicht geimpft = Schulausschluss“ geht nicht mehr auf.

Gerichte stoppen jahrzehntelange Praxis. Was sind die Folgen?

An einer Schule wurde ein Masern(verdacht)fall festgestellt. Das zuständige Gesundheitsamt for-
derte die Lehrer und Schüler auf, am nächsten Tag die Impfausweise in der Schule vorzulegen. Bis-
her nicht Geimpften wurde eine sofortige Impfung angeboten. Wurde diese nicht wahrgenommen, 
erfolgte die Verhängung eines Schulbetretungsverbots, wobei man sich insbesondere auf § 28 und 
§ 34 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) berief. Die Mutter eines Kindes klagte beim Verwaltungs-
gericht (VG) Hannover auf Feststellung der Rechtswidrigkeit des Betretungsverbotes und gewann. 
Das Urteil wurde vom Oberverwaltungsgericht (OVG) Lüneburg und vom Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) Leipzig bestätigt. 

Werden so Schüler vor Infektionen geschützt?

Medizinisch-wissenschaftliche und politische Einsicht können eine neue 
Ära des Impfens ermöglichen. Andernfalls wird das Bundesverfassungs-
gericht zu klären haben, wie aufgrund der ungeklärten Fragen zur Nutzen-
Risiko-Abwägung bei Impfungen mit Öffentlichen Impfempfehlungen in 
Zukunft umzugehen sein wird. 
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